
SATZUNG

der

Commertunrty AG

§1
Firma, Sitz und Geschäftsjahr

Die 1- irma der Geseflschaft lautet Corniriertunity AG

2 Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Hamburg

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr beginnt mit der Aufnahme derGeschäfte und endet am darauffolgenden 31. Dezember

§2
Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Verwalten und Veräußern von Beteiligungenan Unternehmen — ausschließlich im eigenen Namen und auf eigene Rechnung und nicht alsDienstleistung für Dritte — m Sinne eines international agierenden Handelsunlernehmeris mit deinFokus auf den Erwerb, die Entwicklung und die Verwaltung von Marken und Geschftsmodeilenim Internethandel, ferner die Unterstützung und Beratung der Beteiligungsunternehmen sowie dieErbringung von gonehmigungsfreien Dienstleistungen gegenüber den Beteilrgungsunlermmehinenund Ortten, insbesondere in den Bereichen Unternetmmemisswuciung, Marketing,Rechnungswesen und Finanzberichlerstattung Genehmigurigsptlichtige Tätigkeiten werdetnichl ausgeübt.

2 Die Gesellschafl ist berechtigt, sich mm In- und Ausland an anderen UntornehmTierr mit gemcherrioder hntiehen Gesellschaftszwcck zu beteiligen oder solche Unternehmen zu gründen Sie karinauch im lii- und Ausland Zweiqniederlassungen errichten.

3 l)ie Gesellschaft kann Organ oder Organtrger eines steuerlichen Organsct‘iaftsverhiltnissessein

§3
Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im Bundesanzeiger.

§4
Höhe und Einteilung des Grundkapltals

• Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 2,000.000,-- (in Worten: Eurozwei Millionen). Es ist eingeteilt in 2.000.000 Stückaktien,
2 Die Aktien lauten auf den Inhaber,

3 Die Form der Aktienurkunden sowie die Ausgabe und gegebenenfalls d e Io‘m vonGewmnnanteils- und Erneuewngsscheinen bestimmt der Vorstand Uber mehrere Atien einesAktionärs kann eine Urkunde ausgestellt werden.

4 Das Recht der Aktionäre auf Verbriefung ihres Antes st ausgeschlossen

5 Ausstehende Einlagen sind nach Aufforderung des Vorstands zur Einzahlung fällig. dieAufforderung erfolgt durch Brief an die Aktionäre.



Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf sichtsrats bis zum 24. April2028 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrfach um bis zuinsgesamt EUR 1 .000.000,-- durch Ausgabe von bis zu 1 .000.000 neuen, auf denInhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen(Genehmigtes Kapital 2023). Die neuen Aktien sind ab Beginn desGeschäftsjahres, für das zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien noch keinBeschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinnsgefasst worden ist, gewinnberechtigt. Dabei ist den Aktionären grundsätzlich einBezugsrecht einzuräumen. Das Bezugsrecht kann auch in der Weise eingeräumtwerden, dass die neuen Aktien von einem Kreditinstitut oder einem nach § 186Abs. 5 Satz 1 AkIG gleichgestellten Institut mit der Verpflichtung übernommenwerden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten. DerVorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats dasgesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

- soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen;

- wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewährung derAktien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen,Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehenderBeteiligungen) oder zum Zwecke des Erwerbs von anderen Assets oderForderungen gegen die Gesellschaft erfolgt;

- wenn bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen der Ausgabebetrag derneuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet;

- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaftausgegebenen Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen einBezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nachAusübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen würde;
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auisichtsrats die weiterenEinzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. DerAufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfangder Durchführung der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital jeweilsanzupassen.

§5
Zusammensetzung des Vorstands

Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Auch bei einem Gnindkapital von mehrals EUR 3 000.000,00 kann der Vorstand aus einer Person bestehen.
2 Der Aufsichtsrat kann stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellen und bei mehrerenVorstandsmitgliedern einen Vorsitzenden des Vorstands ernennen

2



§6
der Gesellschaft

Die Gesellsetiatt wiid duich zwei Vorstand iitghedt‘r 900iOiflSC[iUftliCh oder ein Vorstads
niitgliod zusammen mn Clown Prokoriste1 vortreten Ist nur ein Vorst idsn itgied vot lid‘id so
verfott es die Geseijst1r alicin

‘ Dur Auf chlsraf kwm uiiieni oder mehreren Vomstnndsm (gliedern Birj
auch dann edemlen wenn mehrere

bstlft sind
vcrtrotng sbefrmg‘s

3 Do Aufsichtsrat kann alle Oder OinZ(IflC Vorsrnndsmi(g1 eder von dem Vorhat der Mehr
de § 181 DGB (2 Aflerimative) befreien § 112 AkfG bleibt jedoch unbemifrt

Vw tretinq

§7

Dem Vorstand hat die Geschft0 der Gesellschaft mit der Sorgfalt eines ordenthclwn Kautmanns
9em1ß Gesetz Saung und GQSChfIsordnjjng 7(1 !ührn Der Aufsichtsrat Orls1 die
Geschflsordnung für den Vorstand

2 Sind mehrere VOfSffld0 vorhanden so fassen sie ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit Bei de
StimmengIeicjheif gibt die Stmmc des Vorstandsvo(sjerdcn den Ausschlag

§8
Zusammensetzung, Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats

1. Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern.

2. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen
stellvertretenden Vorsitzenden.

3. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates und, im Falle seiner Verhinderung, dessen
Stellvertreter ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrates erforderliche
Willenserklärungen abzugeben. Er ist ständiger Vertreter des Aufsichtsrates
gegenüber Dritten sowie gegenüber dem Vorstand.

4. Die Sitzungen des Auf sichtsrats werden durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrats
mit einer Frist von 14 Tagen schriftlich einberufen. Bei der Berechnung der Frist
werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht
mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende diese Frist angemessen
verkürzen und mündlich, fernmündlich, schriftlich oder mittels elektronischer
Medien (Z.B. E-Mail) einberufen.

5. Mit der Einberufung ist die Tagesordnung mitzuteilen. Ist die Tagesordnung nicht
ordnungsgemäß angekündigt worden, darf hierüber nur beschlossen werden, wenn
kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht.

6. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Außerhalb
von Sitzungen können auf Anordnung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats
schriftliche, fernschriftliche oder fernmündliche Beschlusstassungen oder
Beschlüsse durch elektronische Medien erfolgen, wenn kein Mitglied diesem
Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten angemessenen Frist
widerspricht. Über solche Beschlüsse wird vom Vorsitzenden unverzüglich eine
schriftliche Niederschrift erstellt und allen Mitgliedern zugeleitet. Für Abstimmungen
außerhalb von Sitzungen gelten die nachstehenden Bestimmungen entsprechend.



7. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in derAbstimmung der Stimme enthält.

8. Beschlüsse des Aufsichisrats werden, soweit das Gesetz nicht zwingend etwasanderes bestimmt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst.Dabei gilt Stimmenenthaltung nicht als Stimmabgabe. Bei Wahlen gilt dieverhältnisrnä[3ige Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme desVorsitzenden des Auf sichtsrats den Ausschlag; dies gilt auch bei Wahlen.

9. Uber die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sind Niederschriftenanzufertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung oder bei Abstimmungen außerhalbvon Sitzungen vorn Leiter der Abstimmung zu unterzeichnen sind.

§9
Amtsd3uer, Amtsniederlequng Vergülung, Satzungsndorungoii

Die Au(sichtsratsrniigherirr werden tur die Zeit b s zm Beendigung der 1 lai.iptversurnm ungguwahli, die übe lire Entlastung tor das vierte Geschftsjahi nach dem Beginn der Arnts7eitbeschließt Das Gescldittsjatir in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht rriitgerec;finet Dc Wifildes Nachioiger s eines vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenen Milgliuds urfuigt tir den Rest(lei Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds

2 Die Mitglieder des Aufsichtsrates können ihr Anit unter Finhaiiung einer 1 rist voi einem Monatnieder e gen

3. Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält eine feste nach Ablauf des Geschäftsjahreszahlbare Vergütung von EUR 20.000,--. Anstelle der in Satz 1 genanntenVergütung erhält der Vorsitzende des Aufsichtsrates eine feste nach Ablauf desGeschäftsjahres zahlbare Vergütung von EUR 25.000,--. DieAufsichtsratsmitglieder erhalten ferner Ersatz aller Auslagen sowie Ersatz deretwa auf eine ihnen bewilligte Vergütung und Auslagen zu entrichtendeUmsatzsteuer. Die Gesellschaft trägt zudem die Kosten einerVermögenschadenhaftpflichtversicherung für die Aufsichtsratsmitglieder.

4 )er Aufsichtsrat ist befugt. Aiider iirigen der Sntruiig, he nur deiuii Fassung betroffen 7 iibes clii eß cii



§10
Ort und Einberufung der Hauptversammlung

Die Hauptversammlung der Gesellschaft findet am Sitz der Gesellschaft, an einem
deutschen Börsenplatz oder an einem anderen vorn Vorstand zu bestimmenden Ort in
Deutschland mit mehr als 100.000 Einwohnern statt. Der Vorstand ist ermächtigt, für
bis zum Ablauf des 24. April 2028 stattfindende Hauptversammlungen vorzusehen,
dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer
Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle
Hauptversammlung). Wird eine virtueUe Hauptversammlung abgehalten, sind die
hierfür vorgesehenen rechtlichen Voraussetzungen einzuhalten. Mitgliedern des
Aufsichtsrats ist im Falle der virtuellen Hauptversammlung die Teilnahme an der
Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung gestattet.

2 Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich vorgescll.iehener F- en
durch den Aufsichtsrat einberufen

3 Die Einberufung hat mit der vorn Geselz bestimmten Frist in erfolgen

d Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausubung des Stimmrecits in der
Hauptversammlung sind nw diejenigen Aktiunre berechtigt die sich unter Vorlage eines
Nactrweises ihres Aktienbesitzes or der Hauptversammlung in Texttorm ( 126b 13GB)
angemeldet haben Die Anmeldung und der Nachweis des Aktienbesitzes mussen der
Gesellschaft unter der in der Einherufungsbekanntmachuiig Inerf (jr mitgeteilten Adicsse bis zum
Ablauf der gesetzlich bestimmten Frist vor der l-tauptversamrnlunq zugehen In der Einberufung
kann eine kürzere, in Tagen zu bemessene Frist (Dr den Zugang der Anmeldung und des
Nachweises des Aktienbesitzes vorgesehen werden



5. Als Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung oder
zur Ausübung des Stimmrechts reicht ein Nachweis des Anteilsbesitzes in
Textform durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der
Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der
Hauptversammlung zu beziehen und muss der Gesellschaft unter der in der
Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der
Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der
Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt
für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder für die Ausübung des
Stirnmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht hat.

b In der Bekanntmachung der Einberufuiicj der Hauptversammlung können weilere Emze hetenüber die Anmeldung und den Bemchtigungsnachweis rriitgeteilt werden

Ationre können sich in der Hauptversarnmiung und bei der Ausutung des Stinimreclris durch

8. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der
Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen
Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder
teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können (Online
Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, die Einzelheiten zum Verfahren zu
treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt
gemacht.

9. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne
selbst oder durch einen Vertreter an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich
oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben können (Briefwahl). Der
Vorstand ist auch ermächtigt, die Einzelheiten zum Verfahren zu treffen. Diese
werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.

§11
Vorsitz in der Hauptversammlung

Versammlungsleiter in der Hauptversammft,ng ist der Vorsitzende des Auischfsrates oder eineandere vom Aufsichtsrat hierzu bestimmte Person
2 Der Vorsitzende leitet de Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der E3ehandlung derTagesordnung die Art und Reihenfolge der Abstimmungen sowie die Reihenfolge derWorlbeilrge. Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht des Aktionrs zeitlichangemessen beschrnken und Näheres hierzu bestimmen. Er ist insbesondere berechtigt, zuBeginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlich angemessenenRahmen fur den ganzen l-lauptversamrnlungsverlauf, für einzelne Tagesordnungspunkte oder torden einzelnen Redner festzulegen

3 Der Versammlungsleit( ist enTiäctltigl die ausugswei5e oder vollständige Bd und] onuberiragung der 1 lauptversammlung in ener von ihm naher zu bestimmenden Weisezuzulassen

§12
Beschlussfassung

Jede Sluckakhe gewhrl in der Hauptversammlung eine Sfimme
2 Die 8eschlüsse der Hauptversammlung werden, Soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschrillenentgegenstehen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, sofern das Gesetzaußer der Stimmenmehrheit eine Kapitalrnehrheil vorschreibt mit der einfachen Mehrheit des beider Beschlussfassung vertretenen Grundkapjtals gefasst.

-



§13
Jahresabachluss

Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Frsten den Jahresabschh,ss sowie ggf don1 agobencht für das veigangeno Geschflftsjahr aufzustellen und ggl. dem Abschiussprofeivorculegen 7ugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat don Vorschlag vorzulegen, den er derHauptversammlung fur die Verwendung des Bilanzgewinns machen will.
2 Nach Cingang des Benchts deb Aufsichtsrates über des Ergebnis seiner Prüfung hat derVorstandunverzüglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen.

§14
Gewlnnverwendung

l‘ur die Gewinnveiwendung gellen d‘e gesetzlichen Bestimmungen. In einemKapltalerhßhungsbeschbiss kann die Gewinnbe‘echtigung neuer Aktien abweichend von §00Abs 2 Salz 3 øJctG festgesetzt werden

2 Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Barausschüttung such eineSachausschuttung beschließen

§15
Gründungsaufwend

Die Gesellschaft lr6gt die mit der Gründung verbundenen Gerichts und Nolarkosten einschbeßl‘ch derKosten der Verelfentlichung sowie sonstige Rechts und Sleuerberatungskoslen bis zu einemGesamtbetrag von FUrt 7000,--

§16
Salvatorlsche Klausel

Sollen Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sen oderwerden, so bleibt die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Das gleiche gI, falls sichherausstellt, dass die Satzung eine Regelungslucke enthalt Anstelle der unwirksamen Bestimmungenist eine wirksame Bestimmung zu vereinbaren, die dem von den Gesellschaftern Gewollten amnachsten kommt; gleiches gilt im Fall einer Lücke

Ende der Satzung




